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Wie viel ist
Eine globale Hungerkrise droht
GOTT DEMALLMÄCHTIGEN HAT ES GEFALLEN, UNSERE LIEBE MAMI,
UNSERE LIEBE SCHWESTER, SCHWIEGERMUTTER, OMAMAUND SCHWÄGERIN
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wirklich genug?Putins Ukrainekrieg sorgt vor allem in Asien und Afrika für schwere Verwerfungen V O N C A R L - H E I N Z P I E R K

ist die Ernährungssituation ohnehin schon dies zu extremen Notlagen der Menschen in
V O N G A B R I E L A N T O N I U S
L I E N H A R T

Es ist Krieg. Uns alle erreicht eine Viel-
zahl an Spendenaufrufen. Zur gleichen
Zeit häufen sich Meldungen über nahende
Hungerkatastrophen und große Flücht-
lingsbewegungen. Sind wir moralisch
eigentlich verpflichtet, für die Opfer zu
spenden? Und darf man denn angesichts
des Leides in der Ukraine und in anderen
Ländern überhaupt noch ein wenig Luxus
genießen? Zunächst sind wir aus christ-
licher Sicht auf Gott hin geschaffene Men-
schen, die nicht isoliert leben, sondern auf
andere angewiesen und für andere verant-
wortlich sind – es gibt eine Einheit der
Menschheitsfamilie. Aus diesem Grund
haben wir nach dem Solidaritätsprinzip
der katholischen Soziallehre die Pflicht,
auch über die Landesgrenzen hinaus für-
einander einzustehen.
Nach dem Prinzip der Personalität ist je-
der Mensch eine Person, die zu einem
freien und menschenwürdigen Leben ge-
schaffen worden ist. Es gehört deshalb zu
unserer Verantwortung, die Bedingungen
zu schaffen, die den Menschen ihre eigene
Vervollkommnung zu erreichen gestattet.
Einerseits ist hier selbstverständlich der
Sozialstaat gefordert. Andererseits sind
aber auch wir als Einzelpersonen ver-
pflichtet, die eigenen Möglichkeiten abzu-
wägen, wie wir mit bedürftigen Menschen
in anderen Ländern solidarisch sein
können. Nach dem christlichen Menschen-
bild sind wir nämlich freie Subjekte, die
selbst zu ethischem Handeln fähig und be-
rufen sind.

Z W I S C H E N E G O I S M U S U N D
S E L B S TA U F O P F E R U N G

In der Bibel erscheint die Liebe zu den
Armen sogar als Motivation, zu arbeiten,
damit man den Notleidenden etwas von
dem Lohn abgeben kann (Eph 4,28).
Nicht zuletzt die Zuwendung Jesu zu den
Armen spricht für die Unterstützung der
Schwachen. Die Unterstützung der Armen
gehört also fest zum christlichen Ethos.
Doch darf Spendenbereitschaft auch Gren-
zen haben? Erstens ist zu beachten, dass
man zuallererst die Verantwortung hat, für
sich selbst und sein eigenes Umfeld zu
sorgen, ehe man ferne, fremde Menschen
unterstützt. Sonst wird man selbst hilfs-
bedürftig. Zweitens zeigt die eschatologi-
sche Perspektive, dass es Größeres gibt als
das irdische Wohlergehen. So lässt Jesus
es auch zu, dass die Frau mit dem Narden-
öl aus Liebe verschwenderisch umgeht.
Der Genuss des weltlichen Überflusses,
der mit dem Bewusstsein einhergeht, dass
alle Güter der Erde allein Gottes Ge-
schenk sind, ist ebenso wie die Zuwendung
zu den Armen ein Zeichen dafür, dass das
Reich Gottes schon angebrochen ist.
Beides hat letztlich seinen Platz – die
Sorge für die Armen genauso wie das
dankbare Genießen der irdischen Güter.
Am Ende zählt das rechte Maß. Doch wie
findet man dieses? Ich bin der Überzeu-
gung, dass es immer die Spannung der
Frage geben wird: „Wie viel soll ich ge-
ben?“ Doch ich denke, dass man aus einer
Beziehung mit Gott heraus, die in den
Sakramenten vertieft wird, zu einem rech-
ten Umgang mit den eigenen Gütern findet.
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Seit Kriegsbeginn sind die weltweiten Weizenpreise um 80 Prozent gestiegen –
auch im Jemen drohen wichtige Zutaten bald auszugehen. Foto: dpa

Preise für Weizen und für andere Agrarroh-
stoffe deutlich. Das wird zu Preissteigerun-
gen global führen und damit zu noch
schwierigerem Zugang zu bezahlbaren Le-
bensmitteln für arme Menschen.

Insbesondere in vielen Ländern Afrikas

len Ende 2020 blieben auch die beiden Re-
genzeiten 2021 unter dem normalen Nie-
derschlagsniveau. In Verbindung mit der
Corona-Krise und den Heuschrecken-
schwärmen, die im Vorjahr Schaden in der
Landwirtschaft angerichtet hatten, führte
A
uch wenn hierzulande als Folge
des völkerrechtswidrigen An-
griffs von Putin-Russland auf die
Ukraine das Speiseöl im Super-

markt knapp wird: Die Nahrungsmittelver-
sorgung ist nicht in Gefahr, sind sich Exper-
ten und Politik einig. Mit dramatisch stei-
genden Preisen wegen des Kriegs fürchten

zwar für die kommende Regenzeit ein nor-
maler Niederschlag prognostiziert. Trotz-
dem wird eine weitere Verschlimmerung
der Ernährungssituation erwartet und es
wird geschätzt, dass bald 3.5 Millionen von
Unterernährung betroffen sein werden. Ke-
nia ist zwar der größte Grundnahrungsmit-
telimporteur in Ostafrika. Trotz der politi-
dagegen viele Menschen in Afrika, ihre Fa-
milien bald nicht mehr ernähren zu können.
Russland und die Ukraine sind für Länder
wie Kenia Hauptlieferanten von Weizen
oder Mais. Aber auch in der arabischen
Welt und in einigen Ländern Asiens dürfte
der Krieg in der Ukraine spürbare Auswir-
kungen haben. Darüber hinaus droht die
Gefahr einer weltweiten Hungerkrise. Die
Ukraine kann nicht liefern wegen des Krie-
ges, zudem will Russland den Export von
Weizen, Gerste und Roggen zeitweise ein-
stellen. Das Bischöfliche Hilfswerk Mise-
reor und die Umweltschutzorganisation
Greenpeace forderten deshalb in einem ge-
meinsamen Positionspapier, dass Deutsch-
land und die anderen G7-Staaten sich für
eine internationale Koordination im Welt-
ernährungsrat einsetzen, um die sich ver-
schärfende Hungerkrise zu bewältigen.

Die Corona-Pandemie mit Einkommens-
verlusten und gestörten Lieferketten, Wet-
terextreme und Ernteausfälle in Folge der
Klimakrise haben bereits dazu geführt, dass
die Zahl der Hungernden weltweit auf bis
zu 811 Millionen gestiegen ist, berichtet die
Welthungerhilfe. Allerdings: Die Ernäh-
rungskrise hat sich nicht dadurch ver-
schärft, weil es zu wenig Lebensmittel gab,
sondern weil Menschen kein Geld mehr
hatten, diese zu bezahlen. Hunger ist vor al-
lem ein Armutsproblem. Derzeit steigen die
stark angespannt. In der aktuellen Situation
treffen nun vielerorts große Importabhän-
gigkeit wie Weizen aus der Ukraine und be-
reits bestehende Krisen aufeinander. Das
zeigt mit Unterstützung von Dorothee
Klüppel, Misereor-Abteilungsleiterin Afri-
ka und Naher Osten, ein Überblick der
„Tagespost“ über drei besonders von der
Hungerkrise betroffene Länder in Ost-
afrika.

In Kenia ist die Ernährungssituation oh-
nehin angespannt. Nach geringen Regenfäl-
den besonders von Dürre betroffenen Ge-
bieten im Norden und Osten Kenias.

Momentan sind Schätzungen zufolge et-
wa 3.1 Millionen Menschen in Kenia von
akuter Ernährungsunsicherheit betroffen,
was rund 20 Prozent der dortigen Bevölke-
rung ausmacht. Über eine halbe Million
Kinder zwischen sechs Monaten und fünf
Jahren leiden an akuter Unterernährung.
Nachdem die letzten drei Regenzeiten teil-
weise ausgefallen sind oder unterdurch-
schnittlichen Niederschlag brachten, wird
schen Absichten, die nationale Selbstver-
sorgung zu verbessern, ist die Abhängigkeit
von Importen in den vergangenen Jahr-
zehnten kontinuierlich gestiegen. Weizen
wird größtenteils importiert und der größte
Teil der Importe kommt aus der Ukraine.
Aufgrund der Dürre sind die Importe noch
angestiegen.

Die kenianische Regierung hat großes
Interesse, die Versorgung mit Grundnah-
rungsmitteln möglichst erschwinglich zu
halten. Insbesondere in den Städten kann
es bei starken Preissteigerungen für Grund-
nahrungsmittel zu heftigen Protesten kom-
men. So war es zuletzt in Folge der weltwei-
ten Finanzkrise. Das bedeutet: Insbesonde-
re arme Bevölkerungsgruppen könnten
aufgrund fehlender Kaufkraft nicht mehr in
der Lage sein, sich mit ausreichend Lebens-
mitteln zu versorgen, weil diese un-
erschwinglich werden. Zusätzlich dazu hat
eine hohe Inflation, die während der Pande-
mie begonnen hat, die Preise für Nahrungs-
mittel schon vor dem Ukraine-Krieg in die
Höhe schießen lassen. Nun zeigen sich bei
einigen Produkten jetzt schon Auswirkun-
gen. Der Preis von Öl, das zum Kochen ver-
wendet wird, hat sich seit Beginn der Pan-
demie verdoppelt und ist nun seit Kriegsbe-
ginn nochmal um etwa 30 Prozent gestie-
gen.

Immer wieder von Hungersnöten be-
droht ist Äthiopien. Die Hungerkrise in den
Jahren 1984/1985, bei der fast eine Millio-
nen Menschen umkamen, ist bis heute
Sinnbild für humanitäre Notfälle. Auch in
den Jahren 2021 und 2022 sind mehrere
Regionen des Landes von Naturkatastro-
phen heimgesucht worden. Die Somali- und
Südost-Oromia-Regionen sind von starken
Dürren betroffen. Trinkwasser, Lebensmit-
tel sowie das Futter für die Tiere sind knapp
und sowohl die Regierung als auch interna-
tionale Hilfsorganisationen bemühen sich,
die Lage zu stabilisieren. Laut einem Be-
richt des UN-Büros zur Koordinierung hu-
manitärer Angelegenheiten (OCHA) sollen
seit November 2021 in Somali und Südost-
Oromia 267 000 Tiere in Folge der andau-
ernden Dürre verendet sein. 6,4 Millionen
Hirten- und Agro-Pastoralisten-Gemein-
schaften in den Regionalstaaten Somali und
Südost-Oromia gelten als stark von der
Dürre betroffen. Sogenannte Agro-Pasto-
ralisten praktizieren eine traditionelle
Wirtschaftsform, in der Ackerbau und
Viehhaltung auf Naturweiden kombiniert
werden. Der OCHA Bericht ruft die Geber-
gemeinschaft dringend auf, humanitäre Hil-
fe zu leisten. Der Schwerpunkt der Hilfe
sollte dabei neben Impfmöglichkeiten auf
Wassertransporten, der Bereitstellung von
Nahrungsmitteln und anderen Hilfsgütern,
die Lieferung von Nahrungsmitteln für Kin-
der, schwangere und stillende Frauen, der
Einrichtung mobiler Gesundheits- und Er-
nährungskliniken und in der Bereitstellung
von Tierfutter liegen.

Problemfall Südsudan: Dieser gilt als ein
gescheiterter Staat, in dem seit 2013 der
Bürgerkrieg andauert. Millionen Menschen
fliehen vor Gewalt und Hunger. Das dritte
Jahr in Folge kam es seit Mitte 2021 in acht
von zehn Bundesstaaten zu Regenfällen
und Überschwemmungen in einem bisher
unbekannten Ausmaß. Insgesamt waren
rund 780 000 Menschen von den Überflu-
tungen betroffen, 200 000 bis 300 000 von
ihnen wurden durch die Wassermassen zu
Vertriebenen. Ein großer Teil der Lebens-
grundlagen wie Land, Ernten oder Tiere
ging verloren. Viele Menschen leiden Hun-
ger und überleben nur durch das Sammeln
von essbaren Pflanzen und Fischfang. Da
die Ukraine auch für den Südsudan ein
Hauptproduzent für Nahrung ist, wird sich
die dortige Lage noch verschärfen.


